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Bewertungsportal Beschwerde Bewertung

DSGVO Art. 17 Abs. 1 DSGVO Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d DSGVO
Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchstabe f

Leitsätze:

Zur Rechtmäßigkeit eines auf einem Bewertungsportal in Bezug
auf einen Unternehmenseintrag veröffentlichten Hinweises auf die
Anzahl an Bewertungen, die auf Grund von Beschwerden entfernt
wurden. 

 

Schlagworte:

Normen:

Tenor:

Die sofortige Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss
der 28. Zivilkammer des Landgerichts Köln vom 20. Mai 2026 - 28
O 158/26 - wird kostenpflichtig zurückgewiesen.

Der Wert des Beschwerdeverfahrens wird auf 5.000 € festgesetzt.

 
Gründe:

Die in zulässiger Weise beim Beschwerdegericht eingelegte (§ 569 Abs. 1 Satz 1 ZPO)
sofortige Beschwerde, über die der Senat ohne Durchführung eines Abhilfeverfahrens
entscheidet (vgl. OLG Dresden, Beschluss vom 10. September 2020 - 4 W 578/20, NJW-RR
2021, 59 Rn. 10; Zöller/Feskorn, ZPO, 36. Aufl., § 572 Rn. 4), hat keinen Erfolg. Das
Landgericht hat den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung zu Recht
zurückgewiesen. Der geltend gemachte Unterlassungsanspruch steht dem Antragsteller nicht
zu. Er folgt insbesondere nicht aus Art. 17 Abs. 1 DSGVO.
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1. In Fällen der vorliegenden Art, in denen ein Betroffener - wie ausweislich des Antrags und
der Antragsbegründung der Antragsteller - nicht nur die Löschung seiner auf einem
Bewertungsportal veröffentlichten personenbezogenen Daten, sondern darüber hinaus auch
die Unterlassung einer künftigen erneuten Veröffentlichung begehrt, ergibt sich aus Art. 17
Abs. 1 DSGVO auch ein Unterlassungsanspruch (vgl. BGH, Urteil vom 13. Dezember 2022 -
VI ZR 54/21, AfP 2023, 149 Rn. 40 mwN), dessen Voraussetzungen in der Vorschrift
abschließend und mit Vorrang vor dem nationalen Recht geregelt sind (vgl. BGH, Urteil vom
12. Oktober 2021 - VI ZR 489/19, BGHZ 231, 263 Rn. 72 mwN). Die Anwendbarkeit des Art.
17 Abs. 1 DSGVO ist vorliegend auch nicht durch Art. 85 Abs. 2 DSGVO in Verbindung mit
etwa anwendbaren Bestimmungen eines Mitgliedstaates ausgeschlossen, denn die
angegriffene Datenverarbeitung im Bewertungssystem von A. V. erfolgt nicht zu
journalistischen Zwecken. Das insoweit erforderliche Maß an inhaltlicher Bearbeitung erfüllt
die Antragsgegnerin nicht (vgl. BGH, Urteil vom 12. Oktober 2021 - VI ZR 489/19, BGHZ 231,
263 Rn. 19 ff. für ein Arztbewertungsportal). Dies gilt auch für die vom Antragsteller
angegriffenen, automatisiert erstellten Einträge betreffend die Entfernung von Rezensionen.

2. Die von der Antragsgegnerin angezeigte Anzahl der die Arztpraxis des Antragstellers
betreffenden Rezensionen, die im vergangenen Jahr auf Grund einer Beschwerde wegen
Diffamierung nach deutschem Recht entfernt wurden, ist ein personenbezogenes Datum im
Sinne des Art. 4 Nr. 1 DSGVO. Es handelt sich um eine Information, die sich auf eine
identifizierte natürliche Person, nämlich auf den namentlich genannten Antragsteller, bezieht.
Dieses personenbezogene Datum verarbeitet die Antragsgegnerin, indem sie es speichert
und den Nutzern ihres Portals gegenüber offenlegt (Art. 4 Nr. 2 DSGVO).

3. Die Löschung des Datums und die Unterlassung einer künftigen erneuten Veröffentlichung
kann der Antragsteller nicht verlangen. Es trifft keiner der in Art. 17 Abs. 1 DSGVO insoweit
genannten Gründe zu. Insbesondere wird das Datum nicht unrechtmäßig verarbeitet (Art. 17
Abs. 1 Buchstabe d DSGVO).

a) Das Datum ist sachlich richtig (Art. 5 Abs. 1 Buchstabe d DSGVO).

Der Rezipient entnimmt den im Antrag eingeblendeten Hinweisen, dass sechs bis zehn
Bewertungen „aufgrund von Beschwerden wegen Diffamierung“ beziehungsweise „aufgrund
einer Beschwerde wegen Diffamierung nach deutschem Recht“ entfernt wurden. Diese
Aussagen wird er so verstehen, dass die Antragsgegnerin sechs bis zehn Bewertungen auf
Grund von Beschwerden des Antragstellers gelöscht hat und sie die vom Antragsteller
angeführten Gründe, auf die er die Beschwerden gestützt hat, in eine Kategorie
„Diffamierung“ eingeordnet hat.

Was die Antragsgegnerin unter einer „Diffamierung“ versteht, erfährt der Rezipient, wenn er
auf den Text „Weitere Informationen zu Hinweisen zur Entfernung von Bewertungen wegen
Diffamierung in Deutschland“ klickt. Ihm wird dann ein Informationstext mit einer fett
gedruckten Zwischenüberschrift „Diffamierung nach deutschem Recht“ angezeigt (Anlage AS
7). In dem der Zwischenüberschrift nachfolgenden Absatz wird eine „Diffamierung“ definiert
als eine falsche Tatsachenbehauptung oder eine sachlich nicht gerechtfertigte
Meinungsäußerung, die dem geschäftlichen Ruf schaden könnte. Weiter heißt es, bei
deutschen Gerichten sei es für Unternehmen in der Regel relativ einfach möglich,
Rezensionen als verleumderisch anzufechten. Neben dem Nachweis, dass eine Bewertung
tatsächlich eine verleumderische Aussage enthalte, könnten Unternehmen auch behaupten,
„dass die Person, die die Rezension geschrieben hat, kein Kunde bzw. keine Kundin
gewesen sei“. Daraus folgt nach den zutreffenden Ausführungen des Landgerichts und unter
Berücksichtigung der fett gedruckten Zwischenüberschrift unmissverständlich, dass die
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Antragsgegnerin Beschwerden von Unternehmen, die darauf gestützt werden, dass der
Bewertende kein Kunde gewesen sei, als „Beschwerden wegen Diffamierung“ ansieht.

Ausgehend hiervon ist das angegriffene Datum sachlich richtig. Denn der Antragsteller stellt
nicht in Abrede, in den zwölf Monaten vor der Veröffentlichung der angegriffenen Hinweise in
sechs bis zehn Fällen bei der Antragsgegnerin die Löschung ihn betreffender Bewertungen
bewirkt zu haben, und zwar jeweils gestützt auf die Rüge, es habe kein echter
Patientenkontakt vorgelegen.

Entgegen der Auffassung der Beschwerde lassen die angegriffenen und im Antrag
eingeblendeten Hinweise nicht die Deutung zu, der Antragsteller habe seine Beschwerden
ausdrücklich mit dem Vorwurf der Diffamierung begründet. Eine solche Sinndeutung liegt
schon deshalb fern, weil es sich bei dem in den Hinweisen verwendeten Begriff der
„Diffamierung“ auch ohne Berücksichtigung des verlinkten Informationstextes erkennbar um
einen Sammelbegriff handelt, unter den die Antragsgegnerin nicht nur eine, sondern sechs
bis zehn Bewertungen des Antragstellers und offenkundig auch Beschwerden anderer
Betroffener subsumiert. Dass es dabei aus Sicht der Antragsgegnerin nicht entscheidend auf
die Verwendung des Wortes „Diffamierung“ ankommt, wird dann in dem verlinkten
Informationstext noch zusätzlich verdeutlicht.

Aus der von der Beschwerde angeführten Entscheidung „Festzins Plus“ des
Bundesgerichtshofs (Urteil vom 21. September 2017 - I ZR 53/16, K&R 2018, 186) ergibt sich
nicht, dass der verlinkte Informationstext bei der Sinndeutung der vom Antragsteller
angegriffenen Hinweise nicht zu berücksichtigen wäre. Die Entscheidung betrifft einen
Wettbewerbsverstoß, der daraus folgte, dass ein durch eine irreführende Blickfangangabe
verursachter Irrtum nur durch einen Hinweis am Ende eines nachfolgenden umfangreichen
und unübersichtlichen Textes ausgeräumt wurde, dessen inhaltlicher Bezug zum Blickfang
nicht klargestellt war. Vorliegend geht es schon nicht um einen Wettbewerbsverstoß. Im
Übrigen ist im Streitfall der Bezug des Informationstextes zu den vom Antragsteller
angegriffenen Hinweisen auf Grund des mit einem fett gedruckten Text hervorgehobenen
Links für den Rezipienten klar ersichtlich. Schließlich dient der Informationstext auch nicht der
Ausräumung eines durch die Hinweise verursachten Irrtums.

Vielmehr verwendet die Antragsgegnerin den in den Hinweisen enthaltenen Begriff der
Diffamierung in einer Weise, die mit dem allgemeinen Sprachgebrauch vereinbar ist. Der
Antragsteller selbst geht zutreffend davon aus, dass das Verb „diffamieren“ als Synonym für
„abwerten“ oder „die Ehre abschneiden“ verwendet wird (vgl.
duden.de/rechtschreibung/diffamieren). Warum der Durchschnittsrezipient eine aus der Luft
gegriffene Schlecht-Bewertung, in der der Antragsteller schlecht bewertet wird, ohne dass
dem eine tatsächliche Erfahrung des Bewertenden zugrunde liegt, nicht als abwertend oder
ehrabschneidend und damit letztlich auch als diffamierend ansehen soll, erschließt sich nicht.
Auch die deutsche Rechtsprechung geht davon aus, dass die schlechte Bewertung ärztlicher
Leistungen auf einem Bewertungsportal ehrabträglich und - wenn der Bewertung kein
Behandlungskontakt zugrunde liegt - auch ehrverletzend sein kann (vgl. BGH, Urteil vom 1.
März 2016 - VI ZR 34/15, BGHZ 209, 139 Rn. 28, 36).

Entgegen der Auffassung der Beschwerde ergibt sich auch nicht aus den
Nutzungsbedingungen der Antragsgegnerin, dass Beschwerden, die mit einem Bestreiten
des Kundenkontakts begründet werden, nicht als „Beschwerden wegen Diffamierung“ gezählt
werden dürfen. Bei dem als Anlage AS 7 vorgelegten Informationstext, auf den die
Beschwerde verweist, handelt es sich schon nicht um die im Internet gesondert abrufbaren
Nutzungsbedingungen der Antragsgegnerin. Davon abgesehen ergibt sich aus dem Text
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unmissverständlich, dass Bewertungen gezählt werden, die auf Grund von Beschwerden
wegen Diffamierung beziehungsweise wegen verleumderischer Behauptungen nach
deutschem Recht entfernt wurden, und dass dazu auch Beschwerden gehören, die darauf
gestützt sind, dass der Bewertende kein Kunde gewesen sei. Soweit es weiter heißt, dass
Bewertungen, „die aus anderen rechtlichen Gründen oder wegen Richtlinienverstößen
entfernt wurden,“ nicht enthalten sind, ergibt sich daraus nicht, dass Bewertungen, die auf
Grund von Beschwerden wegen Diffamierung entfernt wurden, nicht auch dann gezählt
werden dürfen, wenn in der Diffamierung zugleich ein Richtlinienverstoß liegt.

b) Des Weiteren ist die angegriffene Datenverarbeitung zur Wahrung der berechtigten
Interessen der Antragsgegnerin und der Nutzer ihres Portals erforderlich, ohne dass die
Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten des Antragstellers überwiegen (Art. 6 Abs.
1 Unterabs. 1 Buchstabe f DSGVO).

Zu Recht zieht der Antragsteller nicht grundsätzlich in Zweifel, dass die Antragsgegnerin auch
ohne seine Einwilligung bei A. V. einen seine Praxis betreffenden Eintrag vorhalten und den
Nutzern des Dienstes die Möglichkeit geben darf, die Praxis auf ihrer Plattform zu bewerten
(vgl. Senatsurteil vom 13. Juni 2024 - 15 U 91/23, juris Rn. 18; siehe auch BGH, Urteil vom
13. Dezember 2022 - VI ZR 54/21, AfP 2023, 149 Rn. 17 ff. für ein Arztbewertungsportal).

Die insoweit von der Antragsgegnerin wahrgenommenen berechtigten Interessen erstrecken
sich auf die vom Antragsteller angegriffenen, von der Antragsgegnerin den veröffentlichten
Bewertungen beigefügten Hinweise, durch die die Nutzer von A. V. darüber informiert
werden, dass im vergangenen Jahr sechs bis zehn die Arztpraxis des Antragstellers
betreffende Bewertungen auf Grund einer Beschwerde wegen Diffamierung nach deutschem
Recht entfernt wurden. Denn ausweislich der Ausführungen in dem als Anlage AS 7
vorgelegten Informationstext möchte die Antragsgegnerin mit solchen Hinweisen mit Blick auf
die Vielzahl an Anträgen auf Entfernung verleumderischer Rezensionen für Transparenz bei
der Bearbeitung solcher Anträge sorgen. Dieses Anliegen ist als berechtigtes Interesse
anzuerkennen. Die Anzahl an gelöschten Bewertungen kann für den Rezipienten bei der
Einordnung des Gesamtbildes, das sich aus den in Bezug auf einen Unternehmenseintrag
abgegebenen Bewertungen und aus der angegebenen Durchschnittsnote ergibt, und bei
einem insoweit anzustellenden Vergleich mit anderen Unternehmen oder Freiberuflern -
insbesondere mit solchen, die sie betreffende Bewertungen grundsätzlich nie beanstanden -
durchaus von Interesse sein. Im Übrigen wird den Nutzern durch die Hinweise betreffend die
Entfernung von Bewertungen zur Kenntnis gebracht, dass die Antragsgegnerin auf
Beschwerden reagiert, wenn sie unter Berücksichtigung der aus ihrer Sicht maßgeblichen
rechtlichen Vorgaben berechtigt erscheinen. Zur Erreichung des von der Antragsgegnerin
verfolgten Transparenzzwecks sind die angegriffenen Hinweise auch erforderlich.

Die Interessen des Antragstellers überwiegen demgegenüber nicht. Insoweit ist zu
berücksichtigen, dass die angegriffenen Hinweise nur seine freiberufliche Tätigkeit als Arzt
betreffen. In seinem beruflichen Bereich muss sich der selbständig Tätige auf die
Beobachtung seines Verhaltens durch die breitere Öffentlichkeit wegen der Wirkungen, die
seine Tätigkeit für andere hat, einstellen (vgl. BGH, Urteil vom 13. Dezember 2022 - VI ZR
54/21, AfP 2023, 149 Rn. 22). Zudem sind die angegriffenen Hinweise sachlich gehalten.
Eine Kritik am Verhalten des Antragstellers lässt sich ihnen nicht entnehmen. Die Hinweise
sind in dem Unternehmenseintrag des Antragstellers auch nicht besonders hervorgehoben.
Insbesondere erscheinen sie nicht schon in der Übersicht, sondern erst wenn der Nutzer auf
den Reiter „Rezensionen“ klickt. Von einer Bloßstellung des Antragstellers kann somit
entgegen den Ausführungen der Beschwerde keine Rede sein.
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4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs.1 ZPO. Eine Entscheidung über die Zulassung
der Rechtsbeschwerde ist wegen § 574 Abs. 1 Satz 2, § 542 Abs. 2 Satz 1 ZPO
ausgeschlossen.

5. In verfassungskonformer Reduktion der §§ 936, 922 ZPO erhält die Antragsgegnerin eine
Ablichtung dieses Beschlusses zur Kenntnisnahme (vgl. BVerfG, Beschluss vom 30.
September 2018 - 1 BvR 2421/17, NJW 2018, 3634 Rn. 36; OLG München, Beschlüsse vom
16. November 2021 - 8 W 1541/21, juris Rn. 20 und vom 8. August 2019 - 29 W 940/19, juris
Rn. 32 ff.; Mantz/Löffel, WRP 2022, 1059 Rn. 27; Mantz, WRP 2022, 154 Rn. 6 ff.;
Zöller/Vollkommer, ZPO, 36. Aufl., § 922 Rn. 18; Becker in Anders/Gehle, ZPO, 83. Aufl., §
922 Rn. 48). Wegen der weiteren Akteninhalte wird ihr ein Akteneinsichtsgesuch
anheimgestellt.
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